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Liebe Mandanten,
mit Blick auf das große Ganze und auf die 
Strategie, die alle Teilaspekte und Facetten 
eines Projekts umfasst, immer weitblickend 
und raumgreifend, so haben wir das ganze 
Jahr gedacht und gearbeitet. Diese Erfolgs-
faktoren sind auch unverzichtbar. Aber an 
Weihnachten dürfen wir doch auch einmal 
von „makro“ auf „mikro“ umschalten. Verges-
sen Sie kurz die durchorganisierte Welt und 
genießen Sie das Knirschen des Schnees, 
das Flackern der Kerzen und den Duft von 
Selbstgebackenem. In diesem Sinne wün-
schen wir Ihnen von Herzen frohe, detailrei-
che Weihnachten. 

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner

P.S. Im Anhang der Email die "Steuerlichen 
Hinweise und Dispositionen zum Jah-
resende 2017" inkl. Checklisten.
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Dezember 2017

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 21.12.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 11.12.2017 14.12.2017 08.12.2017

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 11.12.2017 14.12.2017 08.12.2017

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 11.12.2017 14.12.2017 08.12.2017

Umsatzsteuer ⁴ 11.12.2017 14.12.2017 08.12.2017

Sozialversicherung ⁵ 27.12.2017 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2015:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Januar 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das abgelaufene Kalender-
jahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.01.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 10.01.2018 15.01.2018 05.01.2018

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 10.01.2018 15.01.2018 05.01.2018

Sozialversicherung⁵ 29.01.2018 entfällt entfällt
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Bestimmungen zur Inventur am Bilanz-
stichtag

Alle Kaufleute, die nach den handelsrechtli-
chen oder steuerlichen Vorschriften Bücher 
führen und im Laufe des Wirtschaftsjahrs 
keine permanente Inventur vornehmen, 
müssen zum Ende des Wirtschaftsjahrs 
Bestandsaufnahmen vornehmen. Diese sind 
eine Voraussetzung für die Ordnungsmä-
ßigkeit der Buchführung des Unternehmens 
und müssen zum Bilanzstichtag erfolgen.

Steuerliche Teilwertabschreibungen können 
nur bei voraussichtlich dauernder Wert-
minderung vorgenommen werden. Diese 
Voraussetzungen müssen zu jedem Bilanz-
stichtag neu nachgewiesen werden. Das 
ist bei der Inventurdurchführung zu berück-
sichtigen.

Eine Fotoinventur ist nicht zulässig. Auf-
grund der oft sehr zeitaufwendigen Inven-
turarbeiten, insbesondere bei den Roh-, 
Hilfs-, und Betriebsstoffen, den Fabrikaten 
und Handelswaren, gibt es aber zeitliche 
Erleichterungen für die Inventurarbeiten:

_Bei der so genannten zeitnahen 
Inventur können die Bestandsauf-
nahmen innerhalb von zehn Tagen 
vor oder nach dem Bilanzstichtag 
stattfinden. Zwischenzeitliche Be-
standsveränderungen durch Ein-

käufe oder Verkäufe sind anhand 
von Belegen oder Aufzeichnungen 
zuverlässig festzuhalten.

_Bei der zeitlich verlegten Inven-
tur können die Bestandsaufnahmen 
innerhalb der letzten drei Monate 
vor oder der ersten zwei Monate 
nach dem Bilanzstichtag vorge-
nommen werden. Diese Inventur 
erfordert eine wertmäßige Fort-
schreibung bzw. eine wertmäßige 
Rückrechnung der durch die Inven-
tur ermittelten Bestände zum Bilanz-
stichtag. Eine nur mengenmäßige 
Fortschreibung bzw. Rückrechnung 
reicht nicht aus. Für Bestände, die 
durch Schwund, Verderb und ähn-
liche Vorgänge unvorhersehbare 
Abgänge erleiden können und für 
besonders wertvolle Güter ist nur 
die Stichtagsinventur zulässig. Zu 
beachten ist ebenfalls, dass Steu-
ervergünstigungen, wie das Ver-
brauchsfolgeverfahren, die auf die 
Zusammensetzung der Bestände 
am Bilanzstichtag abstellen, nicht 
in Anspruch genommen werden 
können.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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_Bei der sogenannten Einlage-
rungsinventur mit automatisch ge-
steuerten Lagersystemen (z. B. nicht 
begehbare Hochregallager) erfolgt 
die Bestandsaufnahme laufend mit 
Ein- und Auslagerung der Ware. 
Soweit Teile des Lagers während des 
Geschäftsjahrs nicht bewegt worden 
sind, ist diese Handhabung ggf. mit 
erhöhtem Aufwand verbunden.

_Das Stichproben-Inventurver-
fahren erlaubt eine Inventur mit 
Hilfe anerkannter mathematisch-sta-
tistischer Methoden aufgrund von 
Stichproben. Die Stichprobeninven-
tur muss den Aussagewert einer 
konventionellen Inventur haben. Das 
ist der Fall, wenn ein Sicherheitsgrad 
von 95 % erreicht und relative Stich-
probenfehler von 1 % des gesamten 
Buchwerts nicht überschritten wer-
den. Hochwertige Güter und Ge-
genstände, die einem unkontrollier-
ten Schwund unterliegen, sind nicht 
in dieses Verfahren einzubeziehen.

_Das Festwertverfahren kann auf 
Sachanlagen und Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe angewendet werden. 
Voraussetzung ist, dass die Ge-
genstände im Gesamtwert für das 
Unternehmen von nachrangiger 
Bedeutung sind, sich der Bestand in 
Größe, Zusammensetzung und Wert 
kaum verändert und die Gegen-
stände regelmäßig ersetzt werden. 

Eine körperliche Inventur ist bei 
diesen Gegenständen in der Regel 
alle drei Jahre oder bei wesentli-
chen Mengenänderungen sowie bei 
Änderung in der Zusammensetzung 
vorzunehmen.

_Wird das Verfahren der perma-
nenten Inventur angewendet, 
ist darauf zu achten, dass bis zum 
Bilanzstichtag alle Vorräte nachweis-
lich einmal aufgenommen worden 
sind.

Bei der Bestandsaufnahme sind alle Wirt-
schaftsgüter lückenlos und vollständig zu 
erfassen. Die Aufzeichnungen sind so zu 
führen, dass eine spätere Nachprüfung 
möglich ist. Es ist zweckmäßig, die Bestands-
aufnahmelisten so zu gliedern, dass sie 
den räumlich getrennt gelagerten Vorräten 
entsprechen. Der Lagerort der aufgenom-
menen Wirtschaftsgüter ist zu vermerken. 
Die Bestandsaufnahmelisten sind von den 
aufnehmenden Personen abzuzeichnen. Es 
kann organisatorisch notwendig sein, die 
Bestandsaufnahmen durch ansagende Per-
sonen und aufschreibende Mitarbeiter vor-
zunehmen. Inventuranweisungen, Auf-
nahmepläne, Originalaufzeichnungen 
und die spätere Reinschrift der Bestandsauf-
nahmelisten sind aufzubewahren.

Fremde Vorräte, z. B. Kommissionswa-
ren oder berechnete, vom Kunden noch 
nicht abgeholte Waren oder Fabrikate sind 
getrennt zu lagern, um Inventurfehler zu 
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vermeiden. Fremdvorräte müssen nur erfasst 
werden, wenn der Eigentümer einen Nach-
weis verlangt. Sie sollten jedoch in diesem 
Fall unter besonderer Kennzeichnung aufge-
nommen werden.

Eigene Vorräte sind immer zu erfassen. Das 
schließt minderwertige und mit Mängeln 
behaftete Vorräte ebenso ein wie rollende 
oder schwimmende Waren. Bei unfertigen 
Erzeugnissen muss zur späteren Ermittlung 
der Herstellungskosten der Fertigungsgrad 
angegeben werden. Dabei ist an verlänger-
te Werkbänke (Fremdbearbeiter) und die 
Werkstattinventur zu denken.

Alle Forderungen und Verbindlichkeiten des 
Unternehmens sind zu erfassen. Das gilt 
auch für Besitz- und Schuldwechsel. Es sind 
entsprechende Saldenlisten zu erstellen. Bar-
geld in Haupt- und Nebenkassen ist durch 
Kassensturz zu ermitteln.

Zur Inventurerleichterung können Hilfsmit-
tel (z. B. Diktiergeräte) verwendet werden. 
Besprochene Tonbänder können gelöscht 
werden, sobald die Angaben in die Inven-
turlisten übernommen und geprüft worden 
sind.

Hinweis: In Zweifelsfällen sollte der Steuer-
berater gefragt werden.
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Folgende Unterlagen können im Jahr 
2018 vernichtet werden

Nachstehend aufgeführte Buchführungsun-
terlagen können nach dem 31. Dezember 
2017 vernichtet werden:

_Aufzeichnungen aus 2007 und 
früher,

_Inventare, die bis zum 31. Dezember 
2007 aufgestellt worden sind,

_Bücher, in denen die letzte Eintra-
gung im Jahre 2007 oder früher 
erfolgt ist,

_Jahresabschlüsse, Lageberichte und 
Eröffnungsbilanzen, die 2007 oder 
früher aufgestellt worden sind,

_Buchungsbelege aus dem Jahre 
2007 oder früher,

_empfangene Handels- oder Ge-
schäftsbriefe und Kopien der 
abgesandten Handels- oder Ge-
schäftsbriefe, die 2011 oder früher 
empfangen bzw. abgesandt wurden,

_sonstige für die Besteuerung be-
deutsame Unterlagen aus dem Jahre 
2011 oder früher.

Dabei sind die Fristen für die Steuerfestset-
zungen zu beachten.

Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, 
wenn sie von Bedeutung sind

_für eine begonnene Außenprüfung,

_für anhängige steuerstraf- oder 
bußgeldrechtliche Ermittlungen,

_für ein schwebendes oder aufgrund 
einer Außenprüfung zu erwartendes 
Rechtsbehelfsverfahren oder zur 
Begründung der Anträge an das 
Finanzamt und

_bei vorläufigen Steuerfestsetzungen.

_Es ist darauf zu achten, dass auch 
die elektronisch erstellten Daten 
für zehn Jahre vorgehalten werden 
müssen.

Natürliche Personen, deren Summe der 
positiven Einkünfte aus Überschusseinkünf-
ten (aus nichtselbständiger Arbeit, Kapital-
vermögen, Vermietung und Verpachtung 
und sonstige Einkünfte) mehr als 500.000 € 
im Kalenderjahr 2017 betragen hat, müssen 
die im Zusammenhang stehenden Auf-
zeichnungen und Unterlagen sechs Jahre 
aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung 

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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sind die Feststellungen für jeden Ehegatten 
gesondert maßgebend. Die Verpflichtung 
entfällt erst mit Ablauf des fünften aufein-
anderfolgenden Kalenderjahrs, in dem die 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind.

West
2018 mtl. 

in €
2017 mtl. 

in €
2018 jährlich

in €
2017 jährlich 

in €

Krankenversicherung 4.425,00 4.350,00 53.100,00 52.200,00

Pflegeversicherung 4.425,00 4.350,00 53.100,00 52.200,00

Rentenversicherung 6.500,00 6.350,00 78.000,00 76.20000

Arbeitslostenversicherung 6.500,00 6.350,00 78.000,00 76.200,00

Ost

Krankenversicherung 4.42500 4.350,00 53.100,00 52.200,00

Pflegeversicherung 4.425,00 4.350,00 53.10000 52.200,00

Rentenversicherung 5.800,00 5.700,00 69.600,00 68.400,00

Arbeitslostenversicherung 5.800,00 5.700,00 69.600,00 68.400,00

Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab  
1. Januar 2018

Ab 1. Januar 2018 gelten folgende Werte in 
der Sozialversicherung: 

Die für die Beurteilung der Krankenversi-
cherungspflicht geltenden Jahresarbeits-
entgeltgrenzen betragen für die bei einer 
gesetzlichen Krankenkasse versicherten 
Arbeitnehmer 59.400 €. Für die bereits am 
31. Dezember 2002 in der Privaten Kran-
kenversicherung versicherten Beschäftigten 
beträgt die Grenze 53.100 €.
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Gescheiterte Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen wegen fortbe-
stehender Geschäftsführerstellung

Eine Vermögensübergabe gegen Versor-
gungsleistungen, die beim Übernehmer 
als Sonderausgaben abgezogen werden 
können, ist auch im Hinblick auf eine Gm-
bH-Beteiligung möglich. Dazu muss der 
Übergeber einen mindestens 50 %igen 
Anteil an einer GmbH auf den Übernehmer 
übertragen. Weiterhin muss der Übergeber 
als Geschäftsführer tätig gewesen sein und 
der Übernehmer muss diese Tätigkeit nach 
der Übertragung übernehmen.

„Übernehmen“ bedeutet, dass der Überge-
ber seine Geschäftsführerstellung aufgeben 
muss. Das hat der Bundesfinanzhof im Fall 
eines Vaters entschieden, der seine 100 % 
ige GmbH-Beteiligung gegen Zahlung einer 
lebenslangen Versorgungsrente auf seinen 
Sohn übertrug, aber neben seinem Sohn 
weiterer Geschäftsführer der GmbH blieb. 
Der Sohn konnte daher seine Rentenzahlun-
gen an seinen Vater nicht als Sonderausga-
ben geltend machen.

E I N K O M M E N S T E U E R

Abgrenzung eines häuslichen Arbeits-
zimmers von einer Betriebsstätte

Werden betrieblich genutzte Räume in die 
häusliche Sphäre eingebunden, sind sie nur 
dann als Betriebsstätte anzuerkennen, wenn 
sie nach außen erkennbar für einen inten-
siven und dauerhaften Publikumsverkehr 
vorgesehen sind, so entschied der Bundesfi-
nanzhof.

Im vorliegenden Fall hatte ein Versiche-
rungsmakler für seine Tätigkeit im Ober-
geschoss des Hauses seiner Töchter, in 
welchem er auch wohnte, einen Büroraum 
mit davor liegendem Flurbereich und einer 
Gästetoilette angemietet. Die darauf entfal-
lenden Aufwendungen machte er in voller 
Höhe als Betriebsausgaben geltend. Das 
Finanzamt qualifizierte die Räume als häusli-
ches Arbeitszimmer und lehnte den Betrieb-
sausgabenabzug ab.

Das Gericht folgte der Auffassung des 
Finanzamts. Bei der Eingliederung der 
betrieblich genutzten Räume in den Wohn-
bereich fehlte es an der nach außen erkenn-
baren Widmung für den Publikumsverkehr.
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Neue Entwicklungen bei eigenkapita-
lersetzenden Darlehn

Der Bundesfinanzhof hat seine langjährige 
Rechtsprechung zu eigenkapitalersetzenden 
Finanzierungshilfen geändert. Hintergrund: 
Mit Aufhebung des Eigenkapitalersatzrechts 
ist die gesetzliche Grundlage entfallen, bei 
Aufwendungen eines Gesellschafters aus 
eigenkapitalersetzenden Finanzierungshilfen 
nachträgliche Anschaffungskosten anneh-
men zu können. Wird ein Gesellschafter im 
Insolvenzverfahren als Bürge für Verbindlich-
keiten der Gesellschaft in Anspruch genom-
men, führt das nicht mehr zu nachträglichen 
Anschaffungskosten auf seine Beteiligung. 
Diese Entscheidung kann große Auswirkun-
gen auf die Gesellschafterfremdfinanzierung 
von Kapitalgesellschaften haben.

Im entschiedenen Fall hatte ein Alleinge-
sellschafter im Jahr 2010 Bürgschaften für 
die Bankverbindlichkeiten seiner GmbH 
übernommen. Nachdem die GmbH Insol-
venz anmeldete, wurde er von der Bank aus 
den Bürgschaften in Anspruch genommen. 
Sein Regressanspruch gegen die insolvente 
GmbH führte nicht zum Erfolg. Daher be-
antragte er die steuerliche Berücksichtigung 
seiner in diesem Zusammenhang geleisteten 
Zahlungen als nachträgliche Anschaffungs-

kosten, die seinen Auflösungsverlust ent-
sprechend erhöhten. Das Finanzamt lehnte 
die Berücksichtigung der Aufwendungen aus 
der Inanspruchnahme der geleisteten Bürg-
schaften ab.

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs sind 
mit Aufhebung des Eigenkapitalersatzrechts 
neue Maßstäbe für die steuerliche Berück-
sichtigung von Aufwendungen des Gesell-
schafters aus bisher eigenkapitalersetzenden 
Finanzierungshilfen zu entwickeln. Nachträg-
liche Anschaffungskosten sind demnach nur 
noch sehr eingeschränkt entsprechend der 
handelsrechtlichen Definition anzuerkennen.

Der Bundesfinanzhof hat jedoch einen 
Vertrauensschutz geschaffen. Demnach gilt 
seine bisherige Rechtsprechung weiter, wenn 
ein Gesellschafter seine eigenkapitalerset-
zenden Finanzierungshilfen bis zum Tag der 
Veröffentlichung des Urteils am 27. Sep-
tember 2017 geleistet hat oder wenn seine 
Finanzierungshilfe bis zu diesem Tag eigen-
kapitalersetzend geworden ist.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Überprüfung der Gesellschafter-Ge-
schäftsführerbezüge einer GmbH

Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer 
müssen regelmäßig auf ihre Angemessen-
heit hin überprüft werden. Bei dieser Prü-
fung werden folgende Gehaltsbestandteile 
berücksichtigt: Festgehalt (einschließlich 
Überstundenvergütung), Zusatzvergütungen 
(z. B. Urlaubsgeld, Tantiemen, Gratifikatio-
nen), Pensionszusagen und Sachbezüge.

Die Vergütungsbestandteile dürfen sowohl 
dem Grunde nach, als auch der Höhe nach 
nicht durch das Gesellschaftsverhältnis ver-
anlasst sein. Zudem müssen die einzelnen 
Gehaltsbestandteile sowie die Gesamtvergü-
tung angemessen sein. Danach ist zu prüfen, 
ob auch ein fremder Geschäftsführer, der 
keine Beteiligung an der GmbH hält, diese 
Entlohnung für seine Tätigkeit erhalten hätte. 
Es kann auch notwendig sein, die Tantieme 
und die Gesamtbezüge - z. B. wegen wei-
terer Bezüge aus anderen Tätigkeiten - auf 
einen bestimmten Höchstbetrag zu be-
grenzen. Beschäftigt eine GmbH mehrere 
Geschäftsführer, müssen insbesondere bei 
kleinen Unternehmen ggf. Vergütungsab-
schläge vorgenommen werden.

Damit die Vergütungen des Gesellschafter 
Geschäftsführers als Betriebsausgaben be-
rücksichtigt werden können, muss zuvor ein 
Anstellungsvertrag abgeschlossen werden. 

KÖ R P E R S C H A F T S T E U E R

In diesem muss klar und eindeutig formuliert 
werden, welche Vergütungen der Gesell-
schafter Geschäftsführer erhält. Fehlen diese 
Vereinbarungen, liegt eine verdeckte Gewin-
nausschüttung vor.

Sowohl die Neufestsetzung als auch sämt-
liche Änderungen der Bezüge sind grund-
sätzlich im Voraus durch die Gesellschafter-
versammlung festzustellen.

Hinweis: Aufgrund der Vielzahl der Urteile 
zu diesem Themengebiet ist es sinnvoll, die 
Bezüge insgesamt mit dem Steuerberater 
abzustimmen.
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Umsatzsteuerbefreiung für Umsätze der 
ambulanten Pflege

Leistungen der sog. 24-Stunden-Pflege von 
privatrechtlichen Einrichtungen zur am-
bulanten Pflege waren unter bestimmten 
Voraussetzungen in den Jahren 2005 und 
2006 umsatzsteuerfrei. Die Steuerbefreiung 
kam zum Tragen, wenn im Vorjahr oder im 
jeweiligen Kalenderjahr die Pflegekosten in 
mindestens 40 % der Pflegefälle von den 
gesetzlichen Trägern der Sozialversicherung 
oder Sozialhilfe ganz oder zum überwie-
genden Teil getragen wurden. Diese Ein-
schränkung ist nach Feststellung des Bun-
desfinanzhofs weder unionsrechts-, noch 
verfassungswidrig.

Hinweis: Die Befreiungsvorschrift wurde 
zwischenzeitlich angepasst. Die Grenze liegt 
nunmehr bei 25 %.

U M S AT Z S T E U E R A R B E I T S R E C H T

Pfändungsschutz für Sonntags-, Feier-
tags- und Nachtarbeitszulagen

Zulagen für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit sind Erschwerniszulagen und 
damit im Rahmen des Üblichen unpfändbar. 
Für Zulagen aufgrund von Schicht-, Sams-
tags- und Vorfestarbeit gilt dies indessen 
nicht.

Eine Hauspflegerin befand sich in der Wohl-
verhaltensphase einer Privatinsolvenz. Ihre 
Arbeitgeberin, eine Sozialstation, führte aus 
ihrer Sicht pfändbare Teile der Vergütung 
an einen Treuhänder ab, darunter auch die 
oben genannten tariflichen Zulagen. Die 
Hauspflegerin verlangte diese Beträge er-
stattet, weil sie sie für unpfändbar hielt.

Das Bundesarbeitsgericht gab ihr nur be-
züglich der Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeitszulagen Recht. Nur diese seien 
vom Gesetzgeber als Erschwerniszulagen 
begünstigt. Was den Rahmen des Üblichen 
angehe, könne an die entsprechende Rege-
lung im Einkommensteuergesetz angeknüpft 
werden.



17I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

A R B E I T S R E C H T

Unmittelbare Benachteiligung wegen 
des Alters

Eine unterschiedliche Behandlung wegen 
des Alters ist nur zulässig, wenn sie objektiv, 
angemessen und durch ein legitimes Ziel 
gerechtfertigt ist. Zu den legitimen Zielen 
gehört der Schutz älterer Arbeitnehmer, z. B. 
durch die Gewährung zusätzlicher Urlaubs-
tage. Die Regelung darf aber nicht über das 
hinausgehen, was zur Erreichung des legiti-
men Ziels notwendig ist. Dies hat der Ar-
beitgeber substantiiert darzulegen. Bei einer 
diskriminierenden Altersstaffelung kann der 
Gleichbehandlungsgrundsatz nur gewahrt 
werden, wenn der benachteiligten Gruppe 
dieselben Vorteile gewährt werden, wie der 
privilegierten Gruppe. Eine „Anpassung nach 
unten“ kommt nicht in Betracht.

So entschied das Bundesarbeitsgericht im 
Fall eines Croupiers im Schichtdienst. In 

dem ursprünglich für das Arbeitsverhältnis 
geltenden Tarifvertrag waren nach dem 
Lebensalter gestaffelte Schichtfreizeittage 
vorgesehen. Diese wurden bei Ablösung des 
Manteltarifvertrags für die Zukunft festge-
schrieben. Der Croupier klagte auf weitere 
sechs Schichtfreizeittage. Nach seiner Auf-
fassung knüpfe die Staffelung der Schicht-
freizeittage nicht an die Art der auszuüben-
den Tätigkeit. Die Regelungen dienten nicht 
dem Zweck, einem altersbedingt gesteiger-
ten Erholungsbedürfnis Rechnung zu tragen. 

Das Gericht folgte ihm. Die vorliegende un-
mittelbare Diskriminierung wegen des Alters 
ist nicht gerechtfertigt, da der Arbeitgeber 
nicht darlegen konnte, dass die Regelung 
dem Schutz älterer Arbeitnehmer dient.
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Ehrenamtliche Tätigkeiten nicht sozial-
versicherungspflichtig

Ehrenamtliche Tätigkeiten sind auch dann 
nicht sozialversicherungspflichtig, wenn die 
betreffenden Personen neben Repräsenta-
tions- auch Verwaltungsaufgaben wahrneh-
men und an sie angemessene pauschale 
Aufwandsentschädigungen gezahlt werden.

Im entschiedenen Fall verfügte eine Kreis-
handwerkerschaft über eine Geschäftsstelle 
mit Angestellten und einem hauptamtlichen 
Geschäftsführer. Der Kreishandwerksmeister, 
Vorstand der Kreishandwerkerschaft, war 
ehrenamtlich tätig, erhielt aber regelmäßig 
pauschale Aufwandsentschädigungen. Die 
Deutsche Rentenversicherung Bund sah ihn 
als einen geringfügig Beschäftigten an und 
verlangte Beiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung nach.

Zu Unrecht, wie das Bundessozialgericht 
entschied. Ehrenamtliche Tätigkeiten seien 
grundsätzlich ideeller Natur und nicht auf 
Erwerb ausgerichtet. Die Gewährung ange-
messener Aufwandsentschädigungen ände-
re daran nichts.

A R B E I T S R E C H T

Höhe der Nachzahlungszinsen ist ver-
fassungsgemäß

Steuernachforderungen und Steuererstat-
tungen sind grundsätzlich 15 Monate nach 
Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Steuer 
entstanden ist, zu verzinsen. Beispielsweise 
werden zu zahlende oder zu erstattende 
Beträge zur Einkommensteuer für das Jahr 
2015 ab April 2017 verzinst. Diese sog. Voll-
verzinsung wird nur vorgenommen bei der 
Einkommen-, Körperschaft-, Umsatz- und 
Gewerbesteuer. Der Zinssatz beträgt 0,5 % 
pro Monat bzw. 6 % pro Jahr.

Die Höhe dieser Nachzahlungs- bzw. Erstat-
tungszinsen ist immer wieder Gegenstand 
von gerichtlichen Verfahren. Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit des Zinssatzes bestehen vor 
allem im Zusammenhang mit dem derzeiti-
gen allgemein niedrigen Zinsniveau.

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, 
dass die Höhe des Zinssatzes von 6 % in 
den Jahren 2012 bis 2015 noch verfassungs-
gemäß sei.

V E R FA H R E N S R E C H T
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M I E T E R  /  V E R M I E T E R

Umblättern bei einer Betriebskostenab-
rechnung ist einem Mieter zumutbar

Nach Ansicht des Bundesgerichtshofs ist 
eine Betriebskostenabrechnung nicht des-
halb formell fehlerhaft, weil der Mieter hin 
und her blättern muss, um die auf mehrere 
Seiten verteilten Rechenschritte nachvollzie-
hen zu können.

In dem entschiedenen Fall verlangte der Ver-
mieter vom Mieter die Nachzahlung von Be-
triebskosten aus zwei Abrechnungen. Diese 
bestanden aus jeweils mehreren Seiten. Der 
Mieter musste, um die auf der dritten Seite 
der Abrechnung auf ihn entfallenden Kos-
tenanteile nachzuvollziehen, auf die beiden 
vorherigen Seiten zurückblättern und die auf 
drei Seiten enthaltenen Angaben gedanklich 
zusammenführen. Dies empfand der Mieter 
als zu kompliziert.

Die Richter teilten diese Meinung nicht. 
Eine Betriebskostenabrechnung ist formell 

ordnungsgemäß, wenn die Angaben in der 
Abrechnung es dem Mieter ermöglichen, die 
zur Verteilung anstehenden Kostenpositio-
nen zu erkennen und den auf ihn entfallen-
den Anteil an diesen Kosten gedanklich und 
rechnerisch nachzuprüfen. In der Abrech-
nung sind daher die Zusammenstellung der 
Gesamtkosten, die Angabe der zugrunde 
gelegten Verteilerschlüssel, die Berechnung 
des Anteils des Mieters und der Abzug der 
geleisteten Vorauszahlungen aufzuneh-
men. Diesen Anforderungen genüge die 
vom Mieter beanstandete Abrechnung. Es 
sei nicht zu beanstanden, dass der Mieter 
hin und her blättern müsse, um die auf ihn 
entfallenden Kostenanteile nachzuvollzie-
hen. Die Zusammenhänge erschließen sich 
bei verständigem Lesen ohne weiteres auch 
einem Laien.
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Keine Nutzungsentschädigung, wenn 
der Vermieter seine Wohnung nicht 
zurück will

Will der Vermieter nach Ende des Mietver-
hältnisses die Wohnung nicht zurückneh-
men, kann er keine Nutzungsentschädigung 
vom Mieter verlangen. Der Mieter muss nur 
für eine tatsächliche Nutzung der Wohnung 
aufkommen. Diese Entscheidung hat der 
Bundesgerichtshof getroffen.

Der Mieter hatte eine Wohnung allein ange-
mietet und bewohnte diese mit seiner Ehe-
frau. Nach der Trennung von seiner Frau zog 
er aus der Wohnung aus und überließ dieser 
sämtliche Wohnungsschlüssel. Die Miete 
zahlte er einige Jahre weiter, ehe er den 
Mietvertrag kündigte. Der Vermieter sah die 
„alleinige Kündigung“ als unwirksam an und 
forderte weiter die Miete. Der Mieter zahlte 
daraufhin einige Monate die hälftige Miete 
bis er die Zahlungen einstellte. Der Vermie-
ter forderte die Nachzahlung der Restmiete 
sowie die weitere Miete.

Nach Auffassung des Gerichts wurde das 
Mietverhältnis durch die Kündigung des 
Mieters beendet, da dessen Ehefrau nicht 
Partei des Mietvertrags war und deshalb 
auch keine Kündigung aussprechen musste. 
Folglich schuldete der Mieter keine Miete, da 
das Mietverhältnis ordnungsgemäß gekün-
digt worden ist. Ein Anspruch auf Nutzungs-

entschädigung aufgrund der nicht erfolgten 
Rückgabe der Mietsache besteht nicht, da 
der Mieter dem Vermieter die Wohnung 
nicht vorenthalten hat. Da der Vermieter 
vom Fortbestand des Mietverhältnisses 
ausgegangen ist, fehlt ihm der Rückerlan-
gungswille. Denn solange der Vermieter den 
Mietvertrag nicht als beendet ansieht, will 
er keine Räumung verlangen und auch die 
Mietsache nicht zurücknehmen. Dabei ist 
es unerheblich, aus welchem Grund er den 
Mietvertrag als nicht beendet ansieht.

Anders wäre der Sachverhalt nur zu beur-
teilen, wenn der Mieter die Wohnung selbst 
nutzt oder wenn er durch die Überlassung 
der Wohnung an seine geschiedene Ehefrau 
Einkünfte erzielt oder eigene Aufwendun-
gen, etwa in Form von sonst zu zahlendem 
Unterhalt, erspart hätte.

M I E T E R  /  V E R M I E T E R



21I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Rückgängigmachung einer verdeckten 
Gewinnausschüttung

Als verdeckte Gewinnausschüttung gilt die 
Zuwendung einer Kapitalgesellschaft an 
ihre Gesellschafter oder eine ihnen naheste-
hende Person außerhalb der gesellschafts-
rechtlichen Gewinnverteilung. Folge der 
Zuwendung muss bei der Gesellschaft eine 
Vermögensminderung oder verhinderte 
Vermögensmehrung sein. Insoweit erhöht 
sich das zu versteuernde Einkommen der 
Kapitalgesellschaft und es verändert sich die 
einkommensteuerliche Situation beim Emp-
fänger.

Die steuerlichen Folgen wollte ein vor dem 
Finanzgericht Nürnberg klagender Unter-
nehmer A durch Rückabwicklung von Ver-
trägen aufheben. Er war alleiniger Gesell-
schafter der A GmbH, sein Vater war dort 
Geschäftsführer. Die A GmbH hielt 95 % der 
Anteile an der B GmbH. Geschäftsführer war 
dort der Bruder des Unternehmers (B).

Mit notarieller Urkunde übertrug die A 
GmbH ihre Anteile an der B GmbH an B. 
Die Übertragung erfolgte unentgeltlich als 
Schenkung im Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge. In diesem Vorgang sah das 
Finanzamt im ersten Schritt eine verdeckte 
Gewinnausschüttung der A GmbH an A und 
im weiteren Schritt eine Schenkung der An-
teile von A an B. Nachdem die steuerlichen 
Folgen offensichtlich wurden, wollten die Be-
teiligten ihre Vereinbarungen rückabwickeln.

Das Finanzgericht urteilte jedoch, dass die 
Rechtsfolgen einer verdeckten Gewinnaus-
schüttung nicht durch nachträgliche Auf-
hebung des Geschäftsvorfalls rückgängig 
gemacht werden können. Allenfalls könne 
ein Teilerlass der Steuer oder die Nichtbe-
rücksichtigung des die Steuer auslösenden 
Vorgangs in Frage kommen.

Der Bundesfinanzhof wird ggf. abschließend entscheiden.

K A P I TA LG E S E L L S C H A F T E N


